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Das Aufſichtsrecht der Staatsverwaltung über die 
Gemeinden in Angelegenheiten des ſelhſtſtändigen 
Wirkungskreiſes derſelben. 

(Schluß. 


Wenn wir uns an den Wortlaut des erſten Alineas im viel⸗ 
bezogenen Artikel XVI halten, ſo finden wir, daß bei Ausübung des 
Aufſichtsrechtes die Staatsverwaltung fi auf eine Thätigkeit zu 
beſchränken hat, durch welche verhindert wird, daß die Gemeinden 
„ihren Wirkungskreis überſchreiten und gegen die beſtehenden Geſetze 
vorgehen“. 

Dieſe Thätigkeit iſt alſo eine blos vorbeugende und ſie braucht 
nun, wenn ihr auch eine definitive Wirkung beigemeſſen wird, die 
Attribute des autonomen Prineips durchaus nicht zu alteriren, wenn 
ſie eben nur als die Beſeitigung deſſen ſich maniſeſtirt, woraus Wider⸗ 
rechtlichkeiten entſtehen müßten, alſo in der Form der Annullirung 
eines derartigen Gemeindebeſchluſſes. 

Denn ein Gemeindeausſchußbeſchluß, durch deſſen Vollzug gegen 
die beſtehenden Geſetze vorgegangen würde, was im weiteren Sinne 
auch bei jeder Ueberſchreitung des Wirkungskreiſes der Fall iſt, ſtellt 
ohne Zweiſel einen Vorgang dar, welcher mit einer oder mehreren der 
durch die beſtehenden Geſetze aufgeſtellten Rechtsnormen unverein⸗ 
barlich wäre. 

Auf einer ſolchen außerhalb der Geſetze gelegenen Baſis darf 
aber die Gemeinde gemäß Artikel V loco cit. ihre freie Selbſt⸗ 
beſtimmung überhaupt nicht ausüben, weswegen ein von ihr trotzdem 
gefaßter derartiger Beſchluß ſchon ex lege ipsa null und nichtig iſt und 


als ſolcher nach proceſſualen Principien eine Entſcheidung in der 
Hauptſache nicht erheiſcht. 

In dem Ausſpruche über die Annullirung eines incompetenten 
oder ſonſt geſetzwidrigen Gemeindeausſchußbeſchluſſes liegt demnach zugleich 
eine vollkommen paſſende Erledigung der gegen ihn direct oder indirect 
erhobenen Beſchwerde, da dieſelbe in ſolchen Fällen einer Nullitäts⸗ 
beſchwerde entſpricht. 

Im Belange der Entſcheidung über die Hauptſache derſelben 
folgt aus dem Weſen des Nullitätsproceſſes, daß der Gemeindeausſchuß, 
wenn ſein aus den gedachten Gründen annullirter Beſchluß in Partei— 
ſachen provocirt worden iſt, oder aus irgend einem geſetzlichen Titel 
über einen beſtimmten Gegenſtand gefaßt werden mußte, über die 
fragliche Angelegenheit neuerlich zu berathen und darüber neuerlich zu 
beſchließen hat, wenn er ſich aber auf die eigene Initiative gründete, 
die Reaſummirung nach freiem Ermeſſen vornehmen oder auch fallen 
laſſen kann. 


Unter der letzteren Vorausſetzung erſcheint die im Mittel liegende 
Beſchwerde ohne Weiteres behoben, ſonſt aber die geſetzmäßige Regelung 
der ihr zu Grunde liegenden Verhältniſſe derart garantirt, daß unbeſchadet 
des continuirlichen Aufſichtsrechtes der Staatsverwaltung dem Beſchwerde— 
führer der Inſtanzenzug, den autonomen Behörden aber ihr Entſcheidungs⸗ 
recht unverkümmert gewahrt bleiben. 

Eine in prohibitiver Form auch endgiltig wirkſame Handhabung des 
Auſſichtsrechtes der Staatsverwaltung über die Gemeinden führt demnach 
weder eine Colliſion ihrer Competenzſphäre mit jener der autonomen 
Oberbehörden, noch eine Beeinträchtigung der Prärogativen der letzteren 
herbei, zumal in Fällen des Vorganges einer Gemeinde gegen die 
beſtehenden Geſetze, wie hervorgehoben, aus proceſſualen Gründen für 
eine Entſcheidung der autonomen Oberbehörden das Subſtrat mangelt. 
Ein gleicher Mangel obwaltet für dieſelben noch überdies, wenn ein 
Gemeindeausſchußbeſchluß ſich als eine Ueberſchreitung des Wirkungs⸗ 
kreiſes herausgeſtellt hat: nämlich der Mangel der Competenz, weil ja mit 
dem selbjtjländigen Wirkungskreiſe der Gemeinden auch das Inſtanzen⸗ 
verhältniß der autonomen Oberbehörden ſteht und fällt. 

Zur Wahrung der Geſetzlichkeit bei Ausübung des Auffichts- 
rechtes ſeitens der Staatsverwaltung genießen andererſeits die autonomen 
Behörden das Recht zur Anrufung aller adminiſtrativen Inſtanzen, 
ſowie, ohne von dem Entſchluſſe einer Partei abhängig zu fein, des 
Verwaltungsgerichtshofes und eventuell des Reichsgerichtes. 

Sowie alſo unſere Auffaſſung der beſprochenen Principienfrage 
auf keine praktiſche Undurchführbarkeit ſtößt, ebenſo befindet ſie ſich 
auch in keinem Widerſpruche mit irgendwelchen Beſtimmungen der 
ſpeciellen Gemeindeordnungen. 

Der Begriff „Siſtirung“ kann ein Gegentheil nicht begründen; 
denn abgeſehen davon, daß dieſer Ausdruck nur in wenige Landesgeſetze 
Eingang gefunden hat, bezeichnet er auch dort, wo er vorkommt, 
lediglich die Thätigkeit der erſten Inſtanz der Staatsverwaltung und 
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iſt in dieſem Zuſammenhange ganz klar, weil die Verfügung der erſten | Bäume noch vor ſtattgefundenem Haſenfraß beſtrichen worden. Die angeblich 


Inſtanz als eine anfechtbare keine endgiltige iſt. 

Keine Gemeindeordnung enthält jedoch eine conerete Beſtimmung 
darüber, was Rechtens ſei, wenn die Siſtirung eines Gemeindeausſchuß⸗ 
beſchluſſes oder, wie es zumeiſt heißt, die Unterſagung eines Vollzuges 
im Inſnanzwege rechtskräftig geworden iſt. 

Nur in der Gemeindeordnung für Iſtrien finden wir eine 
Styliſirung, aus welcher auch die Beantwortung dieſer Frage heraus- 
geleſen werden könnte, nämlich im 8 92: „Wenn der Gemeindeausſchuß 
Beſchlüſſe faßt, welche ſeinen Wirkungskreis überſchreiten oder gegen 
die beſtehenden Geſetze verſtoßen, ſo iſt die politiſche Bezirksbehörde 
berechtigt und verpflichtet, die Vollziehung ſolcher Beſchlüſſe zu ſiſtiren 
und den Gegenſtand unmittelbar der Statthalterei vorzulegen, welche 
nach Einvernehmung des Landesausſchuſſes darüber nach Maßgabe 
der Geſetze entſcheidet.“ — Wenn hier der „Gegenſtand“ im 
weiteren Sinne genommen wird, ſo köunte gefolgert werden, daß die 
Statthalterei nicht blos über die Grundhältigkeit der in erſter Inſtanz 
verfügten Siſtirung der Vollziehung eines Gemeindeausſchußbeſchluſſes, 
ſondern auch über den Gegenſtand dieſes letzteren ſelbſt meritoriſch zu 
entſcheiden hätte. 

In dieſem Sinne wäre das gedachte Geſetz als der Ausdruck 
der Anſchauung einer autonomen Körperſchaft ſogar eine beachtenswerthe 
Illuſtration unſerer Anſicht von der Souveränität der Staatsverwaltung 
in Handhabung ihres Aufſichtsrechtes über die Gemeinden, welche auch 
durch die Bedingung einer vorausgehenden Einveruehmung des Landes⸗ 
ausſchuſſes nicht abgeſchwächt wird, zumal letzterem, gleichwie zu 
ähnlicher Ingerenz in noch einigen anderen Gemeindeordnungen, dabei 
nur ein votum consultativum zuerkaunt ſcheint. 

Wird jedoch unter dem „Gegenſtande“ nur der Siſtirungsact 
der erſten Inſtanz verſtanden, dann bleibt auch in der eben bezogenen 
Gemeindeordnung, wie in allen übrigen, die Frage eine ofſene, was zu 
geſchehen habe, wenn ein ſolcher Siſtirungsact durch die Beſtätigungen 
der höheren adminiſtrativen Inſtanzen rechtskräftig geworden iſt, ohne 
daß es dagegen ausgeſchloſſen erſchiene, ſie mit Hilfe der analogen 
Anwendung proceſſualer Grundſätze zu beantworten. 

Sofern wir es alfo im Gegenſtande der Frage mit einer Lücke 
im Geſetze zu thun haben, fo müſſen wir deren Ausfüllung wünſchen. 

Wir wünſchen es auch, aber in einem ſolchen Sinne, daß ſich 
die Staatsverwaltung zur Erfüllung einer ſo heiligen Pflicht, wie die 
Wahrung des Geſetzes iſt, nicht mit einem Mittel begnügen müßte, das 
eine Auffaſſung zuläßt, nach welcher es, wenn auch nicht vom Geſichts⸗ 
punkte der Macht, ſo doch von jenem des Rechtes aus betrachtet 
und gewogen, ein Pendant bilden kann zu dem bekannten Meſſer ohne 
Klinge, welchem das Heft fehlt. Dr. R. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


um einen Wildſchadenerſatz mit Erfolg anſprechen zu können, 

iſt es nach dem Landesgeſetze für Steiermark vom 17. September 

1828 nicht hinreichend, daß Vorkehrungen gegen Wildſchaden 

in landesüblicher Weiſe getroffen wurden, es muß auch nach⸗ 

gewieſen werden, daß dieſe Vorkehrungen zur Zeit der erfolgten 
Beſchädigung beſtanden haben. 


Ende Jänner 1884 wurden in einem dem Wilde zugänglichen 
Garten bei Unterlichtenegg nächſt Kindberg 35 Stück 1⸗ bis 2zöllige 
Obſtbäume des Kaufmannes J S. K. von Haſen beſchädigt. 


Durch die Zeugen Franz K., Johann P. und Anton H. ericheint ! 


erwieſen, daß der erſtbenannte Franz K. zu Anfang December 1883 
die gegenſtändlichen Obſtbäume über Auftrag des Kaufmannes K. mit 
einer Miſchung von Lehm, Kalk und Blut beſtrichen hat. 

Als Ende Jänner 1884 die Bäume des K. von Haſen abgenagt 


wurden machte der oberwähnte K. in Folge deſſen ohne Auftrag 
des Eigenthümers einen neuerlichen Anſtrich mit der bezeichneten 
Miſchung. 


Ueber die Klage auf Erſatz des bezüglichen Schadens wurde von 
der Gemeinde ohne Erfolg der Vergleichsverſuch angeſtellt und ſodaun 
am 10. März 1884 von der Bezirkshauptmannſchaft in B. die 
commiſſiouelle Erhebung vorgenommen. Die einvernommenen Experten 
erklärten, daß nach erfolgter Beſchädigung ein zweiter Anſtrich angebracht 
worden ſei und daß ſie mit Beſtimmtheit nicht ſagen könnten, es ſeien die 


angewendete Mifchung werde übrigens außer anderen und außer dem 
Einbinden mit Stroh zum Schutze junger Obſtbäume gegen Wildſchaden 
landesüblich angewendet. 

Der Schade wurde mit 30 fl. bewerthet. 

Auf Grund dieſes Erhebungsergebniſſes wurde der Pächter 
der Gemeindejagd von Wartburg Graf A. zum Erſatze des obigen 
Schadens und zur Tragung der Commiſſionskoſten per 16 fl. 59 kr. 
von der Bezirkshauptmannſchaft mit Erkenntniß vom 14. März 1884, 
3. 5152, verurtheilt. 

In dem Recurſe des Grafen A. gegen dieſes Erkenntniß behauptete 
derſelbe, daß es nicht erwieſen ſei, ob der fragliche Anſtrich auch 
wirkſam war. 

Ueber dieſe Berufung hat die k. k. Statthalterei zunächſt ein 
Gutachten der k. k. Landwirthſchafts-Geſellſchaft darüber abverlangt, ob 
es landesüblich, beziehungsweiſe im Bezirke Bruck ortsüblich iſt, die Obit- 
bäume nur einmal, u. z. im Spätherbſte, durch Auftragung eines An— 
ſtriches, beſtehend aus Kalk, Lehm und Blut oder auch einer dieſer ähnlichen 
Miſchung, gegen Wildſchaden zu ſchützen, oder ob nach der beſtehenden Orts— 
übung nur jener Beſitzer als ordentlicher Grundwirth im Sinne des 8 4 des 
Geſetzes vom 17. September 1878, L. G. Bl. Nr. 10, angeſehen 
werden kann, welcher derartige Anſtriche erneuert, wenn ſelbe durch Regen, 
Schnee u. |. w. entfernt oder doch vorausſichtlich unwirkſam geworden find. 

Da dieſe Anfrage bejahend beantwortet wurde, hat die Landes— 
ſtelle mit Erlaß vom 24. Juli 1884, 3. 13.812, dem Recurſe keine 
Folge gegeben. 

In Folge des dagegen ergriffenen Recurſes fand das k. k. Mint- 
ſterium des Innern mit Erlaß vom 6. Jänner 1885, 3. 15.406, 
die Entſcheidungen erſter und zweiter Inſtanz zu beheben, J. S. K. 
mit ſeinem Wildſchadenerſatzanſpruche abzuweiſen und im Sinne des 
§ 24 der Miniſterialverordnung vom 3. Juli 1854 (R. G. Bl. 
Nr. 169) auszuſprechen, daß dieſer auch die Koſten der Verhandlung 
zu tragen hat und zwar deswegen, „weil durch die Verhandlung nicht 
dargethan ſei, daß gemäß § 4 des Geſetzes vom 17. September 1878 
(L. G. Bl. für Steiermark Nr. 10) zum Schutze der beſchädigten Obſt— 
bäume ſolche Vorkehrungen beſtanden haben, durch welche ein ordent— 
licher Grundwirth derlei Gegenſtände zu ſhützen pflegt.“ 


Ein in Concurs verfallener Eivilingenieur iſt von der Abgabe 
von Gutachten über Gegenſtände, welche in ſein Fach einſchlagen, 
nicht ausgeſchloſſen. 

In der mündlich verhandelten Rechtsſache des A. wider B. 
wegen Freiheit des Eigenthums von einer Dienſtbarkeit wurde mit 
Beiurtheil des k. k. Bezirksgerichtes St. Johann vom 17. September 
1881, 3. 1282, der von beiden Theilen angebotene Beweis durch 
den Localaugenſchein über die gegenſeitige Lage der Realitäten der 
Streittheile, die Uebereinſtimmung des thatſächlichen Zuſtandes mit der 
Kataſtralmappe, dann über die Lage der das Streitobject bildenden 
Senkgrube zugelaſſen und ſohin mit dem Beſcheide vom 7. Februar 
1882, 3. 518, zur Vornahme des Augenſcheines mit Zuziehung der 
Sachverſtändigen C., Civilingenieur, D., Forſtaſſiſtent, und E., Ingenieur, 
als Obmann, der 10. März 1882, ſpäter aber der 28. März 
beſtimmt. 

Am 24. März 1882 zeigte der Geklagte B. an, daß über C. 
am 18. März 1882 der Concurs eröffnet worden ſei, daß er aljo 
als Sachverſtändiger nicht verwendet werden könne, und bat um 
Erſtreckung der Tagſatzung bis zur Wahl eines neuen Sachverſtändigen. 

Hierüber erging der Beſcheid des k. k. Bezirksgerichtes St. Johann 
vom 24. März 1882, 3. 1301, womit „über eingetretene Unfähigkeit 
des einen Sachverſtändigen C. die auf den 28. März 1882 anberaumte 
Augenſcheinstagſatzung bis zur Namhaftmachung eines anderen Sach— 
verſtändigen ſiſtirt wurde“ und beide Theile verſtändigt wurden, daß 
es ihnen bevorſteht, bei Namhaftmachung des neugewählten Sach— 
verſtändigen um Anordnung einer neuerlichen Tagfahrt anzuſuchen. 

Ueber den Recurs des Klägers A. fand das k. k. Oberlandes⸗ 
gericht in Wien mit Erledigung vom 4. April 1882, 3. 6043, den 
erſtrichterlichen Beſcheid zu beſtätigen, weil gemäß Erlaſſes des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 26. März 1856, 3 6056, Cridatare ſelbſt nach 
beendigter Crida nie als Sachverſtändige verwendet werden dürfen, 
weshalb es ganz begründet iſt, daß das k. k. Bezirksgericht St. Johann 


den C. über das Einichreiten des Geklagten um Enthebung desſelben 
als unfähig ausgeſchloſſen hat. N 

Dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe des Klägers, in welchem 
er geltend machte, daß der Juſtizminiſterialerlaß vom 26. März 1856, 
3. 6056, nur von Schätzleuten ſpreche und durch die Concursordnung 
aufgehoben ſei, und weiters nachwies, daß der Concurs über C. bereits 
wieder aufgehoben iſt, gab jedoch der k. k. oberſte Gerichtshof mit 
Entſcheidung vom 13. Juni 1882, 3. 6639, ſtatt, und zwar in der 
Erwägung, daß der § 25 der Concursordnung vom 25. December 1868 
ausdrücklich anordnet, „die Wirkungen, welche die Concurseröffnung in 
Beziehung auf die bürgerlichen, politiſchen und Ehrenrechte des Gemein- 
ſchuldners während der Dauer des Concurſes äußert, ſind, ſoweit ſie 
nicht in dieſer Concursordnung geregelt werden, nach den Beſtimmungen 
der bürgerlichen, politiſchen und Strafgeſetze zu beurtheilen“; in der 
Erwägung, daß in keinem dieſer Geſetze, und insbeſondere nicht in den 
auf Grund des § 27 der Staatsminiſterialverordnung vom 8. Dec. 1860, 
R. G. Bl. Nr. 268, durch Erlaß des k. k Staatsminiſteriums vom 
11. December 1860, 8. 36.413, kundgemachten Grundzügen für das 
Inſtitut der Privattechniker oder Ciwilingenieure angeordnet iſt, daß ein 
in Concurs verfallener Civilingenieur von der Abgabe von Gutachten 
über in ſein Fach einſchlagende Gegenſtände ausgeſchloſſen ſei; in der 
Erwägung, daß der Juſtizminiſterialerlaß vom 26. März 1856, 
3. 6056, nach ſeinem wortdeutlichen Inhalte nur von Schätzleuten 
und von der Vornahme von Schätzungen, d. h. Werthbeſtimmungen 
im Gelde ſpricht und auf andere Arten von Gutachten der Sach— 
verſtändigen nicht ausgedehnt werden kann; in der Erwägung, daß 
die in Beſchwerde gezogenen untergerichtlichen Erledigungen den 
beſtehenden Geſetzen widerſprechen und dadurch die Bedingungen des 
Hofdecretes vom 15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, und der 
a. h. Entſchließung vom 11. Februar 1840, J. G. S. Nr. 408, 
vorhanden ſind; hob beide untergerichtliche Erledigungen auf und trug 
bei dem Umſtande, als der 28. März 1882 bereits vorüber iſt, dem 
k. k. Bezirksgerichte St. Johann auf, es habe zur Vornahme des mit 
dem Beiurtheile vom 17. September 1881, 8. 1282, zugelaſſenen 
Beweiſes durch den Augenſchein eine neuerliche Tagſatzung mit Zu— 
ziehung der mit dem Beſcheide vom 7. Februar 1882, 3. 518, 
ernannten Sachverſtändigen anzuordnen. Jur. Bl. 


Die „Löhnung“ der im Lohnbezuge ſtehenden „Mannſchaft“, ſomit 

auch der Gendarmerie unterliegt auch hinſichtlich der Erfüllung 

der außerehelichen Vaterpflicht nicht der Execution; Löhnungs⸗ 

zulagen unterliegen derſelben nur dann und inſoweit, als ſie den 

Betrag von 300 fl. übersteigen. ($$ 36 des Gef. vom 26. Februar 

1856, R. G. Bl. Nr. 19 8, 2, 3 Gef. vom 21. April 1882, 
NR. G. Bl. Nr. 123.) 

Ueber das Executionsgeſuch des Franz K., als Vormundes der 
Leopoldine K., wider den k k. Gendarmerie-Poſtenführer Leopold S. 
wurde vom Bezirksgerichte Oberhollabrunn mit Beſcheid vom 11. Auguſt 
1884. 3. 8573, behufs Vollzuges feines in Rechtskraft erwachſenen Urtheils 
vom 31. Mai 1884, 3. 5322, dem Geſuchſteller zur Hereinbringung 
der bereits fälligen Kindes-Alimentationsraten per 52 fl. 50 kr., ſowie 
der Proceß- und Executionskoſten die angeſuchte executive Einantwortung 
der dem Leopold S. als Gendarmerie-Poſtenſührer zuſtehenden, den Betrag 
monatlicher 25 fl. überſteigenden Bezüge, ferner die executive Pfändung 
ſeiner Bezüge in dem jährlich 300 fl. überſteigenden Mehrbetrage nach 
Maßgabe der fällig werdenden monatl. Alimentationsraten à 10 fl. 50 kr. 
bewilligt und um den Vollzug das Landes⸗Gendarmerie-Commando erſucht. 
Dieſes ſtellte den Executionsbeſcheid dem Bezirksgerichte mit dem Bemerken 
zurück, daß es deſſen Vollzug nicht verfügen könne, weil der Poſtenführer 
zu der im Löhnungsbezuge befindlichen Mannſchaſt gehöre und Löhnungen 
nach $ 3 des Gef. v. 21. April 1882, R. G. Bl. Nr. 123, von der 
Execution befreit ſeien. Der hiervon verſtändigte Executionsführer bat 
hierüber, das Bezirksgericht wolle ſämmtliche Acten dem Oberlandesgerichte 
zur Entſcheidung vorlegen, dieſes aber den bezirksgerichtlichen Executions⸗ 
beſcheid als im Geſetze begründet beſtätigen und hiervon das Landes- 
Gendarmerie-Commando in Kenutniß ſetzen. 

Ueber die erfolgte Vorlage der Acten hat das Oberlandesgericht mit 
Decret vom 7. October 1884, 8. 16.488, das Bezirksgericht angewieſen, 
das Executionsgeſuch dem Einſchreiter mit dem Bemerken zurückzuſtellen, 
daß, da das k. k. Oberlandesgericht nur im Inſtanzenzuge die Beſtätigung 
einer erſtrichterlichen Entſcheidung auszuſprechen habe, dieſes Geſuch ſich 
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zu einer obgerichtlichen Verſügupg nicht eigne. — Gegen dieſe Erledigung 


hat Executionsführer den Recurs eingebracht und gebeten, der oberſte 
Gerichtshof möge ſich au das Miniſterium wenden, damit das Landes⸗ 
Gendarmerie-Commando beauftragt werde, das Anſuchen des Bezirks⸗ 
gerichtes um executive Einantwortung der Bezüge des Executen in 
Vollzug zu ſetzen. 

Hierüber hat der k k. oberſte Gerichtshof mit Decret vom 25. No⸗ 
vember 1884, 3. 13.172, die obergerichtliche Erledigung zu beheben 
und dem Oberlandesgerichte aufzutragen befunden, abgeſehen von dem 
Weiſungsgrunde, über das Geſuchsbegehren ſich auszuſprechen, weil es 
ſich nicht um eine Beſchwerde gegen den vom Bezirksgerichte ergangenen 
Beſcheid, ſondern vielmehr darum handelt, daß ſeitens des Landes⸗ 
Gendarmerie⸗Commando die Vornahme der vom Bezirksgerichte bewilligten 
Execution verweigert ward und dem Oberlandesgerichte nach ſeinem 
Wirkungskreiſe allerdings zukommt, über die betreffende Anzeige der 
Intereſſenten oder des Gerichtes zu entſcheiden, ob Grund zu einem 
Einſchreiten ſeinerſeits vorhanden iſt, daß die gerichtliche Verfügung 
in Vollzug geſetzt werde. 

Hierüber hat das Oberlandesgericht mit Decret vom 10. De— 
cember 1884, 3. 20.197, entſchieden, daß dem Geſuche des Franz K. 
keine Folge gegeben werden könne, weil nach dem Gendarmerie-Geſetze 
vom 26. Februar 1876, R. G. Bl. Nr. 19, und 8 3 des Geſetzes 
vom 21. April 1882, R. G. Bl. Nr. 123, die Löhnung von der 
Execution ausgenommen iſt, die Zulage per 200 fl. aber nicht in 
Execution gezogen werden kann, weil ſie nicht 300 fl. beträgt und 
die executionsfreie Löhnung nicht zu den weiteren Bezügen gerechnet 
werden darf. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſch. v. 20. Jänner 
1885, 3. 486, auf den Reviſionsrecurs des Executionswerbers die 
Entſcheidung der zweiten Inſtanz beſtätigt, weil ſelbe, wie ſich aus 
§ 36 des Geſetzes vom 26. Februar 1876, R. G. Bl. Nr. 19, und 
dem Anhange dazu, ſowie aus den in den §§ 1, 2, 3 des Geſetzes 
vom 21. April 1882, R. G. Bl Nr. 123, enthaltenen Beſtimmungen 


ergibt, gerechtfertigt iſt. Ger.⸗Ztg. 
Geſetze und Verordnungen. 
1884. J. Semeſter. 
Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für die Markgrafſchaft 


Mähren. 


X. Stück. Ausgeg. am 8. März. — 28. Geſetz vom 10. Februar 1884, 
giltig für die Markgrafſchaft Mähren, betreffend die Organiſirung des Sanitäts⸗ 
dienſtes in den Gemeinden. 

XI. Stück. Ausgeg. am 14. März. — 29. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 16. Februar 1884, womit nach Einvernahme des 
mähriſchen Landes⸗Sanitätsrathes und im Einverſtändniſſe mit dem k. k. mähr. 
Landesſchulrathe eine Inſtruction, betreffend die Mitwirkung der den politiſchen 
Behörden unterſtehenden Amtsärzte bei Handhabung der Schulgeſundheitspflege 
ſeitens der k. k. Bezirksſchulbehörden, verlautbart wird. 

XII. Stück. Musgeg. am 1. April. — 30. Geſetz vom 13. Februar 1884, 
betreffend die Zuſammenlegung landwirthſchaftlicher Grundſtücke. — 31. Geſetz 
vom 13. Februar 1884, betreffend die Theilung gemeinſchaftlicher Grundſtücke 
und die Regulirung der hierauf bezüglichen gemeinſchaftlichen Benützungs⸗ und 
Verwaltungsrechte. — 32. Geſetz vom 13. Februar 1884, betreffend die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Landescommiffion für die Angelegenheiten der Bereinigung des Wald⸗ 
landes von fremden Enclaven und der Arrondirung der Waldgrenzen. 
33. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 10. März 1884, 
betreffend die Neuausgabe des Geſetzes vom 14. December 1883. 

XIII. Stück. Ausgeg am 15. April. — 34. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 28. December 1883, betreffend die Einhebung von 
Mauthen für mehrere, im Mähr.⸗Trübauer Straßen⸗Concurrenzbezirke gelegene 
Bezirksſtraßenſtrecken. — 35. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren 
vom 5. Jänner 1884, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxe in der öffentlichen 
Krankenanſtalt zu Mähr.⸗Weißkirchen. — 36. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 24. Jänner 1884, betreffend die Beſtellung der Prüfungs⸗ 
commiſſäre zur Vornahme der im § 1 der hohen Miniſterialveroronung vom 
19. September 1883 (R. G. Bl. Nr. 159) vorgeſchriebenen Prüfungen für die 


zur Bedienung (Wartung) von Dampfkeſſeln und zur Ueberwachung des Dampf⸗ 


keſſelbetriebes zu verwendenden Perſonen. — 37. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 19. Jänner 1884, betreffend die Verleihung des 


Befugniffes eines behördlich autoriſirten Civilgebometers. — 38. Kundmachung 
des k. k. Statthalters in Mähren vom 28. Jänner 1884, betreffend die 
Verpflegsgebühren der öffentlichen Krankenanſtalten in Steiermark. — 39. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters in Mähren vom 2. Februar 1884, betreffend 
die Allerhöchſt genehmigte Einhebung einer Gebühr für die Aufnahme in den 
Heimatsverband in der Gemeinde Opatowitz. — 40 Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 15. Februar 1884, betreffend die Neuconſtituirung 
der Ortsgemeinde Triebendorf. — 41. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 15. Februar 1884, betreffend die Errichtung eines Aichamtes in 
der Stadtgemeinde Prerau. — 42. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 4. März 1884, mit welcher die Prämie für das Einſammeln der 
Maikäfer und Engerlinge für das Jahr 1884 feſtgeſetzt wird. — 43. Kund⸗ 
machung des hohen k. k. Ackerbauminiſteriums vom 25. Februar 1884, betreffend 
die jährliche Nachſchaffung des Bedarfes an Landesbeſchälern durch Ankauf aus 
der Privatzucht des Landes. — 44. Kundmachung des k. k. Statthalters in 
Mähren vom 7. März 1884, betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines 
behördlich autoriſirten Eivilgeometers. — 45. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 10. März 1884, betreffend die Allerhöchſt genehmigte 
Einhebung emer Umlage auf die directen Steuern in der Gemeinde Krmelin. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 29. April. — 46. Kundmachung des k. k. 
Statthalters in Mähren vom 6. April 1884, betreffend die neuen Wahlordnungen 
für die Handels- und Gewerbekammern in Brünn und Olmütz. 

XV. Stück. Ausgeg. am 8. Mai. — 47. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 30. März 1884 über die für die Aufkündigung der 
Miethe und für die Räumung von unbeweglichen Miethobjecten in der Stadt 
Neutitſchein feſtgeſetzten Tage und Friſten. — 48. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Mähren vom 8. April 1884, betreffend die Bemeſſung der täglichen 
Taxe für die Pflege der Kranken in den öffentlichen Spitälern Dalmatiens pro 1884. 
— 49. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 18. April 1884, 
betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines behördlich autoriſirten Civil⸗ 
geometers. — 50. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 15. April 
1884, betreffend die Erhöhung der Verpflegstaxe im allgemeinen Krankenhauſe 


in Melk. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretären im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Dr. Auguſt Ritter von Kleemann und Dr. Karl Zeller taxfrei 
den Titel und Charakter von Sectionsräthen verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Wien Clemens Pflügl 
Edlen von Leiden den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterial⸗Viceſecretär Dr. Eduard Magner 
zum Miniſterialſeeretär im Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Baurath Franz Bendl Edlen von Hohen⸗ 
ſtein zum Oberbaurathe und Vorſtande des techniſchen Departements der Trieſter 
Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur der galiziſchen Statthalterei 
Sylveſter Hawzyszkiewiez das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Wenzel Safa tik und deu Minifterialconcipiften im Minifterium 
des Innern Wladimir Freiherrn von Prazak zu Statthaltereiſecretären in 
Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Oberingenieur Mathias Janſta zum Baurathe bei der Statthalterei in Trieſt 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiconcipiſten Siſinio Freiherrn Pretis von Cagnodo zum Miniſte⸗ 
rialconcipiſten im Miniſterium des Innern ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zolloberamtsofficial Joſeph Hurka zum 
Zolloberamtscontrolor beim Hauptzollamte in Prag ernannt. 

Der Miniſter für Landesvertheidigung hat dem Bezirkscommifſär Adolph 
Freiherrn von Odelga eine Miniſterial-Viceſecretärsſtelle im Miniſterium für 
Landesvertheidigung verliehen. 


Erledigungen. 


Finanzwach⸗Obercommiſſärsſtelle in der neunten, eventuell eine Finanz⸗ 
wacheommiſſärsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe in Niederöſterreich, bis Ende 
März. (Amtsbl. Nr. 54.) 

Caſſiersſtelle bei der Joachimsthaler k. k. Berg⸗ und Hüttenverwaltung in 
der zehnten Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 55.) 

Landes⸗Sanitätsreferentenſtelle in der ſechsten Rangsclaſſe bei der küſten⸗ 

ländiſchen Statthalterei, bis 5. April. (Amtsbl. Nr. 55.) 


x DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 37 der Erkeuntniſſe. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Den P. T. Verwaltnngs-Behörden der Monarchie bestens empfohlen. 
PA 


Das im Auftrage des hohen Kk. k. Handelsmini- 
steriums verfasste 


Compendium 


der auf das 


Gewerbe- Wesen 


bezugnehmenden 
(resetze, Verordnungen und sonstigen Vorschriften. 


Herausgegeben von 


Bela Freiherrn von Weigelsperg, 


k. k. Sectionsrath im Handelsministerium. 
erscheint jetzt im ergebenst gezeichneten Verlage 
in zweiter, unter Bezug auf das VI. Hauptstück 
und aller ferner erlassenen Anordnungen bedeutend 
erweiterter Auflage. 
30 Bogen. Gross-Oetav-Format. Preis: cartonnirt 3 fl., 
gebunden in. Leinen 3 fl. 60 kr. 


Die erfolgte Annahme des VI. Hauptstückes der neuen Gewerbe- 
Ordnung seitens beider Häuser des Reichsrathes und die Aller- 
höchste Sanction desselben bringen die Gesetzgebung auf diesem 
Felde zum vorläufigen Abschlusse und schaffen die Grundlage, auf 
welcher nunmehr an die Ausführung der Bestimmungen derselben in 
ihrem ganzen Umfange vorgegangen werden kann. 


Das hohe k. k. Handelsministerium beauftragte dem- 
zufolge den Herausgeber, 


die Zusammenstellung eines Compendiums 
der auf das Gewerbewesen bezugnehmenden 
Gesetze, Verordnungen und sonstigen Vor- 
schriften zu veranlassen, 
welches die zu Recht bestehenden und in der Praxis gehandhabten 
Bestimmungen gesammelt aufführt und vor anderen gleichen Ausgaben 
die Vorzüge bietet, 
dass alle Verordnungen, Erlässe und sonstigen Ver- 
lautbarungen, die sich auf das Gewerbewesen bezie- 
hen, hier 
BER zum ersten Male vollständig 


aufgeführt sind und eine rasche Orientirung und Amts- 

handlung für die P. T. Behörden nach dieser Ausgabe 

sehr erleichtert ist. 

Das Buch ist jetzt in dem bekannten grossen Formate des 
Handbuches für den Verwaltungsdienst von Ernst Mayerhofer beendet 
und gelangt in unserem Verlage zur Ausgabe, dasselbe empfiehlt sich 
somit à 8 


Handbuch für die P. T. Verwaltungsbeamten 


von selber. 


Gegen Einsendung des Betrages mittelst Postanweisung versendet 
die Verlagshandlung das Werk franco nach überall. Auf Wunsch wird 
die raten weise Zahlung des Kaufpreises gerne bewilligt. 


Hochachtend ergebenste 


MANZ/sche 


K. Kk. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


